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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Rat der EU: Einigung über Anpassungen bei der Mehrwertsteuer an 
digitales Zeitalter 

Der Rat hat am 5. November 2024 Einigung über neue Maßnahmen erzielt, mit 
denen die EU-Vorschriften über die Mehrwertsteuer an das digitale Zeitalter 
angepasst werden sollen. Mit neuen Bestimmungen für elektronische 
Rechnungen und die Echtzeitmeldung von Daten sowie über digitale Plattformen 
abgewickelte Geschäfte soll dieses Gesetzgebungspaket zur Bekämpfung von 
Steuerbetrug beitragen, Unternehmen unterstützen und die Digitalisierung 
fördern. 

I. Hintergrund und Ausblick 

Nach über zweijährigen Debatten haben sich die Minister nun auf ein 
Gesetzespaket verständigt. Es umfasst Vorschriften für die Umsatzsteuermeldung 
in Echtzeit auf Basis der elektronischen Rechnung sowie für Geschäfte, die über 
digitale Plattformen abgewickelt werden. Zudem sollen One-Stop-Shops 
eingerichtet beziehungsweise ausgebaut werden, damit sich Unternehmen nicht 
in jedem Mitgliedstaat Mehrwertsteuerregistrierungen ausgesetzt sehen. 

Die Richtlinie und die Verordnung unterliegen einem besonderen 
Gesetzgebungsverfahren. Im Rat ist für alle drei Rechtsakte Einstimmigkeit 
erforderlich. Das Europäische Parlament wurde gehört und hat seine 
Stellungnahme am 22. November 2023 abgegeben. Aufgrund der wesentlichen 
Änderungen, die der Rat an der Richtlinie vorgenommen hat, wird das 
Europäische Parlament jedoch erneut zu dem vereinbarten Text gehört werden. 
Anschließend muss der Text vom Rat förmlich angenommen werden, bevor er im 
Amtsblatt der EU veröffentlicht wird und in Kraft tritt. 

II. Das Maßnahmenpaket – ein Überblick 

Dieses umfasst drei Rechtsakte - eine Richtlinie, eine Verordnung und eine 
Durchführungsverordnung. Zusammen sollen die neuen Vorschriften die 
folgenden Änderungen an drei verschiedenen Aspekten des MwSt-Systems 
bewirken: 

• vollständige Digitalisierung der MwSt-Meldepflichten für 
grenzüberschreitende Umsätze bis 2030, 

• Verpflichtung von Online-Plattformen zur Zahlung von MwSt für 
Kurzzeitvermietung von Unterkünften und für 
Personenbeförderung in den meisten Fällen, in denen einzelne 
Dienstleistungserbringer keine MwSt erheben, 

• Verbesserung und Ausweitung der einzigen Anlaufstellen für die 
MwSt im Internet, damit Unternehmen nicht in allen 
Mitgliedstaaten, in denen sie tätig sind, eine kostspielige MwSt-
Registrierung vornehmen müssen. 
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III.  Die Maßnahmen in Kürze 

1. Digitales Echtzeit-Meldesystem mittels elektronischer Rechnungen 

Unternehmen stellen elektronische Rechnungen für grenzüberschreitende 
Transaktionen zwischen Unternehmen aus und melden damit die Daten 
automatisch an ihre Steuerverwaltung. Dies wird auf den bestehenden 
europäischen Standard für die elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen 
Aufträgen gestützt sein. Die nationalen Steuerbehörden werden die Daten dann 
über ein neues IT-System austauschen. 

2. Geschäftsabwicklungen über digitale Plattformen 

Gemäß den neuen Vorschriften sind die Betreiber der Plattformwirtschaft für die 
Erhebung und Abführung der MwSt in den Fällen zuständig, in denen ihre 
Dienstleistungserbringer die MwSt nicht selbst zahlen (nach dem Modell des 
„fiktiven Lieferers/Dienstleistungserbringers“). Die Plattformen müssen die MwSt 
direkt beim Kunden erheben und sie an die Steuerbehörden abführen. Dabei 
wurde den Mitgliedstaaten mehr Flexibilität eingeräumt, indem die Definition der 
Kurzzeitvermietung von Unterkünften für Steuerzwecke erweitert wurde und die 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) von den Vorschriften über fiktive 
Lieferer/Dienstleistungserbringer auszunehmen. 

3. One-Stop-Shop für die MwSt-Registrierung 

Der Anwendungsbereich der bestehenden einzigen Anlaufstellen wird 
ausgeweitet; er betrifft jetzt nicht nur grenzüberschreitende Lieferungen, sondern 
auch die Verkäufe an Verbraucher von bestimmten Produkten, wie etwa Strom 
oder Gas, die innerhalb eines anderen Mitgliedstaats als ihrem eigenen getätigt 
werden. Dazu gehören auch Situationen, in denen Unternehmen lediglich 
Lagerbestände in einen anderen Mitgliedstaat verlegen wollen. 

Die Verlagerung der Zahlung der MwSt auf den Käufer im Rahmen der 
„Umkehrung der Steuerschuldnerschaft“ ist bereits jetzt schon in einigen 
Situationen möglich, wird aber künftig verbindlich werden. 

Entgegen einem früheren Vorschlag werden die bestehende Bestimmungen des 
fiktiven Lieferers/Dienstleistungserbringers – wonach die Zuständigkeit für die 
Erhebung der MwSt bei den Plattformen und nicht bei den zugrunde liegenden 
Lieferern liegt – nicht auf alle von Online-Plattformen gelieferten Gegenstände 
und nicht auf unternehmensinterne Verbringungen von Gegenständen 
ausgeweitet. 

Fundstelle 

Rat der Europäischen Union, Pressemitteilung vom 5. November 2024. 

 

 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/11/05/taxation-council-agrees-on-vat-in-the-digital-age-package/
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Referentenentwurf DAC8-Umsetzungsgesetz (DAC8-UmsG) 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 4. November 2024 den 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2226 
des Rates vom 17. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU des 
Rates über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der 
Besteuerung (DAC8-Umsetzungsgesetz - DAC8-UmsG) veröffentlicht. 

Das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2226 des Rates vom 17. 
Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU des Rates über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung (DAC 8-
Umsetzungsgesetz - DAC 8-UmsG) umfasst die 1:1-Umsetzung der DAC 8 in 
nationales Recht, die gemäß Artikel 2 Absatz 1 der DAC 8 bis zum 31. Dezember 
2025 zu erfolgen hat. 

Die DAC 8 werden mittels eines Artikelgesetzes umgesetzt, welches als 
Kernstück ein neues, eigenständiges Stammgesetz (Kryptowerte-
Steuertransparenzgesetz - KStTG) mit Regelungen zu Sorgfalts- und 
Meldepflichten von Anbietern von Krypto-Dienstleistungen und dem 
automatischen Austausch der gemeldeten Informationen beinhaltet (Artikel 1). 

Daneben werden weitere DAC 8-Regelungen in Bezug auf bestehende 
Instrumente der Amtshilfe durch die Änderung des EU-Amtshilfegesetzes (Artikel 
2), des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes (Artikel 3), der 
Abgabenordnung (Artikel 4) und des Plattformen-Steuertransparenzgesetzes 
(Artikel 5) umgesetzt. Darüber hinaus wird das Finanzverwaltungsgesetz (Artikel 
6) geändert, um der Erweiterung der Aufgaben des Bundeszentralamtes für 
Steuern (BZSt) durch das KStTG Rechnung zu tragen. 

Die Regelungen der DAC 8 basieren in großen Teilen auf dem von der OECD 
entwickelten Melderahmen für Kryptowerte (Crypto-Asset Reporting Framework - 
CARF) sowie dem fortentwickelten gemeinsamen Meldestandard für den 
automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen 
(amended Common Reporting Standard – CRS). 

Das Gesetz enthält deshalb zudem bereits Regelungen zur Umsetzung des sich 
in absehbarer Zukunft für Deutschland aus den multilateralen 
Verwaltungsvereinbarungen zwischen den zuständigen Behörden zum CARF und 
zum amended CRS (Multilateral Competent Authority Agreements – MCAAs) 
ergebenden Austausches von Daten mit Steuerbehörden in Drittstaaten. Dieser 
Austausch wird allerdings erst nach Ratifikation und Inkrafttreten der MCAAs 
erfolgen. 

Hinweis: 

Das Bundesministerium der Finanzen hat am 1. November 2024 die Anhörung 
zum Referentenentwurf eingeleitet. Soweit Interessierte eine Stellungnahme 
abgeben möchten, können sie dies bis zum 14. November 2024 an 
IVD3@bmf.bund.de tun. 
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Fundstelle 

BMF online, Meldung vom 4. November 2024.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2024-11-04-DAC8-UmsG/0-Gesetz.html
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 7. November 2024 

 
 
Auch wenn Wärme unentgeltlich an andere Unternehmer für deren 
Unternehmen (wirtschaftliche Tätigkeit) abgegeben wird, handelt 
es sich um eine unentgeltliche Zuwendung eines Gegenstands im 
Sinne des § 3 Abs. 1b Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 UStG. Der 
Besteuerung der unentgeltlichen Zuwendung steht nicht entgegen, 
dass die Leistungsempfänger die Wärme für Zwecke verwenden, 
die sie zum Vorsteuerabzug berechtigen. Die Selbstkosten im 
Sinne des § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG umfassen nicht nur die 
unmittelbaren Herstellungskosten oder Erzeugungskosten, 
sondern auch mittelbar zurechenbare Kosten wie 
Finanzierungsaufwendungen, wobei es keine Rolle spielt, ob es 
sich um vorsteuerbelastete Kosten handelt oder nicht. 
  
Zum Urteil 
 
 
Die Regelung des § 66 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes vom 
23.06.2017 (EStG a.F.) ist europarechts- und verfassungskonform. 
Stellt ein Wanderarbeitnehmer, der die Anspruchsvoraussetzungen 
für einen Kindergeldanspruch im Inland erfüllt, seinen Antrag auf 
Kindergeld bei der inländischen Familienkasse erst nach Ablauf 
der in § 66 Abs. 3 EStG a.F. vorgesehenen sechsmonatigen 
Ausschlussfrist, kann die Ausschlussfrist auch durch einen nach 
dem Prinzip der europaweiten Antragsgleichstellung (Art. 81 der 
Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29.04.2004 zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit) zu berücksichtigenden, im Ausland gestellten 
Antrag gewahrt werden.  
Zum Urteil 
 
 
Werden im Rahmen der Prüfung der behinderungsbedingten 
Unfähigkeit zum Selbstunterhalt die behinderungsbedingten 
Mehraufwendungen nicht im Einzelnen nachgewiesen, sondern 
wird der Behinderten-Pauschbetrag gemäß § 33b Abs. 1 bis 3 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) angesetzt, können daneben 
nicht zusätzlich Aufwendungen angesetzt werden, die entweder 
bereits durch den Pauschbetrag für den Grundbedarf oder den 
Behinderten-Pauschbetrag abgegolten werden. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Urteil XI R 15/24 (XI R 
17/20): Unentgeltliche 
Wärmelieferungen aus 
unternehmerischen 
Gründen an andere 
Unternehmer für deren 
unternehmerische 
Tätigkeit 
 
 
 
4. September 2024 
 

Urteil III R 31/23: 
Kindergeldrechtliche 
Ausschlussfrist bei 
Wanderarbeitnehmern 
aus anderen 
Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union 
 
 
 
 
11. Juli 2024 
 

 

 
Urteil III R 2/23: 
Kindergeld für 
behinderte Kinder; 
Ermittlung der 
behinderungs-
bedingten 
Fahrtaufwendungen 
 
 
 
 
10. Juli 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410188/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410187/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410186/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Kürzung nach § 9 Nr. 3 GewStG bei ausländischer Betriebsstätte - keine 
Abkommensberechtigung von Personengesellschaften nach dem DBA-
Niederlande 1959/2004 
Personengesellschaften sind nach dem DBA-Niederlande 1959/2004 im Hinblick 
auf die Gewerbesteuer nicht selbst abkommensberechtigt. Abkommensberechtigt 
sind ihre jeweiligen Gesellschafter. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Klägerin des Verfahrens war eine inländische GmbH & Co. KG, die in den 
Streitjahren 2013 und 2014 in Deutschland Bau- und Montagebetriebsstätten 
(Geschäftseinrichtungsbetriebsstätten) unterhielt. Ihre 
Geschäftsleitungsbetriebsstätte lag demgegenüber in den Streitjahren in den 
Niederlanden. 
Gestritten wurde im Kern um die Aufteilung der seitens der KG erzielten Gewinne 
aus der Bebauung und Veräußerung von Grundstücken zwischen den 
inländischen Geschäftseinrichtungsbetriebsstätten und der ausländischen 
Geschäftsleitungsbetriebsstätte. Denn danach entscheidet sich, wieviel der 
Gewinn aus der gewerbesteuerlichen Bemessungsgrundlage der KG nach § 9 Nr. 
3 Gewerbesteuergesetz (GewStG) zu kürzen ist. 
Das beklagte Finanzamt war nach einem sog. Joint Audit mit der 
niederländischen Steuerbehörde der Auffassung, § 9 Nr. 3 GewStG sei nicht 
anzuwenden. Es unterwarf Bauprojekte auf eigenen Grundstücken der Klägerin in 
Deutschland in vollem Umfang der deutschen Besteuerung. Gewinne aus 
Bauprojekten auf fremden Grundstücken in Deutschland von weniger als 12 
Monaten Dauer wurden der niederländischen Besteuerung zugeordnet. 
Diejenigen mit einer Bauzeit von länger als 12 Monaten wurden zu 20 % 
Deutschland zugeordnet und wegen des Projektaufwands zu 80 % den 
Niederlanden zugeordnet. 
Die Klägerin beantragte, dass unabhängig vom Ort des Bauprojektes 80 % des 
gesamten Gewinns den Niederlanden zuzurechnen sei, da sie keinen stehenden 
Gewerbebetrieb i.S.v. § 2 GewStG, sondern lediglich eine Betriebsstätte am Ort 
der Geschäftsleitung in den Niederlanden unterhalten habe und zumindest § 9 Nr. 
3 GewStG greife. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte teilweise Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). Das Finanzgericht hat die angefochtenen Bescheide dahin 
geändert, dass "im Rahmen der Kürzungen zusätzlich eine Kürzung gemäß § 9 
Nr. 3 GewStG um ein Drittel des Gewinnes aus Gewerbebetrieb vorgenommen 
wird"; im Übrigen hat es die Klage als unbegründet abgewiesen. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 
Die beiden Gesellschafterinnen der Klägerin haben als Mitunternehmerinnen auf 
der Ebene der Klägerin einen Gewerbebetrieb unterhalten, der der 
Gewerbesteuer unterliegt. Die von der Klägerin in den Streitjahren erzielten 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228323/anteilige-kuerzung-des-gewerbeertrages-wegen-auslaendischer-betriebsstaette/
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Erträge sind jedoch nur zum Teil gewerbesteuerpflichtig. Nach zutreffender 
Annahme der Vorinstanz -und entgegen der Auffassung des Finanzamts- gilt dies 
auch für die mit dem Verkauf der von der Klägerin selbst erworbenen, bebauten 
und sodann veräußerten inländischen Grundstücke erzielten Erträge. 
Die vom Finanzgericht vorgenommene Aufteilung und Zuordnung des 
Gewerbeertrags auf die deutschen und niederländischen Betriebsstätten hält der 
rechtlichen Prüfung nicht stand. 
Die Kürzung um den Teil des Gewerbeertrags, der auf eine nicht im Inland 
belegene Betriebsstätte entfällt (§ 9 Nr. 3 GewStG), ist auch dann vorzunehmen, 
wenn die Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) nach dem einschlägigen 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung nicht gehindert wäre, den 
gesamten Gewerbeertrag zu besteuern, und wenn sich im Rahmen einer 
koordinierten steuerlichen Außenprüfung (Joint Audit) die deutschen und die 
ausländischen Finanzbehörden auf eine vollständige Besteuerung durch 
Deutschland verständigt haben. 
Der Gewinn aus der Veräußerung eines bebauten Grundstücks durch ein 
gewerbliches Unternehmen unterfällt auch dann vollständig Art. 4 DBA-
Niederlande 1959/2004 (Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen), wenn die 
Bebauung vom Unternehmen selbst durchgeführt und das Grundvermögen dem 
Umlaufvermögen zugeordnet worden ist. 
Das Finanzgerichts-Urteil beruht zum Teil auf einer abweichenden 
Rechtsauffassung und ist daher aufzuheben. Die Sache ist an 
das Finanzgericht zurückzuverweisen, damit dieses im zweiten Rechtsgang die 
erforderlichen Feststellungen zur Aufteilung des Gewerbeertrags zwischen den 
inländischen Betriebsstätten und der niederländischen Betriebsstätte treffen kann. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 5. Juni 2024 (I R 32/20), veröffentlicht am 31. Oktober 2024. 
 
Rückgängigmachung eines Investitionsabzugsbetrags für eine 
Photovoltaikanlage 
Es ist ernstlich zweifelhaft, ob ein im Jahr 2021 in Abzug gebrachter 
Investitionsabzugsbetrag für eine im Jahr 2022 tatsächlich erworbene und nach § 
3 Nr. 72 des Einkommensteuergesetzes (EStG) steuerbefreite Photovoltaikanlage 
allein wegen des Inkrafttretens dieser Steuerbefreiung gemäß § 7g Abs. 3 Satz 1 
EStG im Jahr 2021 rückgängig zu machen ist. Dies hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) in einem aktuellen Beschluss entschieden. 
Sachverhalt 
Der Antragsteller bildete im Rahmen seiner Einkommensteuererklärung 2021 für 
die geplante Anschaffung einer Photovoltaikanlage auf seinem Einfamilienhaus 
einen steuermindernden Investitionsabzugsbetrag. Im November 2022 schaffte er 
die Photovoltaikanlage mit einer Leistung von 11,2 kWp an. Der Gesetzgeber 
stellte jedoch mit dem Jahressteuergesetz vom 17.12.2022 rückwirkend zum 
01.01.2022 u. a. Einnahmen aus PV-Anlagen auf Einfamilienhäusern mit einer 
Leistung von bis zu 30 kWp steuerfrei. 
Hierauf machte das Finanzamt den bislang für 2021 gewährten 
Investitionsabzugsbetrag rückgängig, was zum Wegfall der zunächst 
eingetretenen Steuerminderung und für den Antragsteller zu einer Nachzahlung 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410182/
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führte. Zur Begründung verwies es auf ein zwischenzeitlich ergangenes 
Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 17.07.2023 (IV C 6 - S 
2121/23/10001:001, Rn. 19), wonach Investitionsabzugsbeträge, die für seit 2022 
steuerbefreite Photovoltaikanlagen zuvor gebildet und nicht bis Ende 2021 wieder 
aufgelöst wurden, rückgängig zu machen seien. 
Da das Finanzamt die Aussetzung der Steuernachzahlung von der Vollziehung 
bis zur Entscheidung über seinen Einspruch ablehnte, wandte sich der 
Antragsteller an das Finanzgericht Köln. Die nachträgliche Streichung des 
Investitionsabzugsbetrags sei unzulässig. Er habe sich vor der 
Gesetzesänderung zur Anschaffung der PV-Anlage entschlossen und darauf 
vertraut, Einkommensteuern zu sparen. 
Der Antrag vor dem Finanzgericht Köln hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Beschwerde stattgegeben und Aussetzung der Vollziehung 
angeordnet. 
Es ist zweifelhaft, ob das Finanzamt den IAB im Streitjahr rückgängig machen 
durfte. 
In Ermangelung einer klaren gesetzlichen Regelung erscheint die Beurteilung 
unsicher, ob der IAB unter den Umständen des Streitfalls wegen § 3 Nr. 72 EStG 
bereits im Jahr seines ursprünglichen Abzugs rückgängig zu machen ist oder ob 
eine entsprechende Hinzurechnung erst später vorgenommen werden kann. 
Zweifelhaft ist der Veranlagungszeitraum, in dem der "actus contrarius" zum IAB 
zu erfassen ist. 
Der Meinungsstand im Schrifttum ist uneinheitlich und bestätigt die derzeit noch 
bestehende Unsicherheit der Gesetzesauslegung. Die Frage, wie mit einem IAB 
zu verfahren ist, der vor dem 01.01.2022 in Anspruch genommen und noch nicht 
wieder gewinnerhöhend hinzugerechnet wurde, wird für den Fall, dass nach dem 
31.12.2021 in eine nach § 3 Nr. 72 EStG begünstigte Photovoltaikanlage 
investiert wird, als "äußerst umstritten" beschrieben (Zapf, juris PraxisReport 
Steuerrecht 36/2024 Anm. 4 unter D.). 
Zum Teil wird die Auffassung der Finanzverwaltung geteilt (Dorn/Isinger, Der 
Betrieb 2023, 1830; Hennigfeld, EFG 2024, 939, 940; Obermeir, Deutsches 
Steuerrecht kurzgefasst 2024, 144; Ruiner, Betriebs-Berater 2023, 2269, 2271; 
Schmidt/Kulosa, EStG, 43. Aufl., § 21 Rz 60; vgl. Nacke, Gestaltende 
Steuerberatung -GStB- 2024, 246 und Rothe, Finanz-Rundschau 2023, 878, 886, 
beide mit Hoffnung auf eine Billigkeitsregelung des BMF). 
Die Gegenmeinung hält eine Gewinnkorrektur im Jahr der Anschaffung der 
Photovoltaikanlage trotz der Einführung des § 3 Nr. 72 EStG für möglich 
(Fietz/Mayer, NBW 2023, 706, 710 f.; BeckOK EStG/Niklaus, 19. Ed. 
[01.07.2024], EStG § 3 Nr. 72 Rz 26; Perschon, Stbg 2023, 47, 51; Schiffers, 
DStZ 2023, 11, 16; Schiffers/Seifert, DStZ 2023, 122, 135; Seifert, NWB 2024, 
1374, 1382 f.; kritisch auch Gragert, NWB 2023, 2479, 2486 f., Herold, GStB 
2024, 155 und Mücke, NWB 2024, 1060 f. sowie Meyerle, EFG 2024, 962 f., in 
einer Anmerkung zum Beschluss des FG Nürnberg vom 01.03.2024 - 
5 V 1163/23, EFG 2024, 955). 
Im Ergebnis ist die den ablehnenden AdV-Beschluss des FG Köln tragende 
Auffassung, dass der im Jahr 2021 gebildete IAB unter den Umständen des 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/242785/finanzamt-darf-einen-investitionsabzugsbetrag-fuer-nachtraeglich-steuerbefreite-photovoltaikanlage-streichen/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Streitfalls zwingend im Jahr seines Abzugs rückgängig zu machen ist, nach der 
gebotenen summarischen Würdigung ernstlich zweifelhaft. 
Da sich die Entscheidungserheblichkeit dieser ungeklärten einfachrechtlichen 
Frage auch nicht aus einem anderen Grund in zweifelsfreier Weise verneinen 
lässt, ist die AdV -unabhängig von verfassungsrechtlichen Fragen- antragsgemäß 
zu gewähren. 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 15. Oktober 2024 (III B 24/24 (AdV)), veröffentlicht am 31. 
Oktober 2024. 
 

Terminplaner 
  
Indirect Tax Trends: Updates und 
Business Impact-Financial Services 
Webcast, 19. und 28.11.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/indirect-tax-trends-fs
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410185/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2024 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
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http://www.pwc.com/structure
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